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ParteipoliƟ sche PerspekƟ ve 
auf die Bedingungen und Hindernisse 
einer Linksregierung
Moritz Warnke im Gespräch mit 

Andrea YpsilanƟ  und Astrid Rothe-Beinlich

Die ISM Summer Factory 2013 versuchte im Vorfeld der Bundestagswahlen, 

die notwendige Diskussion um strategische Bedingungen eines gelingenden 

rot-rot-grünen PoliƟ kwechsels weiterzuführen. Eine Arbeitsgruppe zu den 

gemachten Erfahrungen hinsichtlich der Versuche der Bildung einer Links-

regierung auf Länderebene leuchtete zwei konkrete Beispiele näher aus: die 

Landtagswahlen in Hessen 2008 und jene in Thüringen 2009. In beiden Fäl-

len war es zwar gelungen, die poliƟ schen Mehrheiten bei Wahlen zu errei-

chen, die Versuche eines PoliƟ kwechsels waren aber dennoch gescheitert. 

So konnte sich in Hessen die CDU gemeinsam mit der FDP nach Neuwahlen 

2009 wieder als Regierung etablieren, und in Thüringen ließ die SPD die Ver-

handlungen um ein Linksbündnis platzen und stellte staƩ dessen vier Mini-

ster_innen der neuen schwarz-roten Regierung. Diese Erfahrungen sollten 

in der Arbeitsgruppe refl ekƟ ert werden, um die Bedingungen und Hinder-

nisse einer Linksregierung aus parteipoliƟ scher PerspekƟ ve auszuloten.

Es zeigt sich in der konkreten Analyse, dass es nicht den einen Grund 

gibt, aus dem sich ein Universalschlüssel zur Überwindung der Blockie-

rungen und ungelösten Schwierigkeiten herausdesƟ llieren ließe. Alle bis-

herigen Versuche haƩ en es mit eigenen und teilweise regionalspezifi schen, 

oŌ  auch personenbezogenen, Konfl iktkonstellaƟ onen zu tun. Das jeweilige 

Scheitern lässt sich nur begrenzt generalisieren und kann dennoch Anlass 

für ein Nachdenken sein, das sich von den gemachten Erfahrungen nicht 

entmuƟ gen lässt.

Von den konkreten Verhandlungen in Thüringen und Hessen ausgehend 

entspann sich eine auch über die Landesebene hinausblickende Diskussion 

zwischen den Teilnehmer_innen1 der Arbeitsgruppe. Dabei wurden die Mög-

lichkeiten und die Notwendigkeit zukünŌ iger Realisierungsversuche eines 

1 An der Arbeitsgruppe nahmen Alex Demiroviđ, Astrid Rothe-Beinlich, Moritz 

Warnke und Andrea YpsilanƟ  teil.
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PoliƟ kwechsels herausgestellt – im Sinne einer gemeinsamen Verpfl ich-
tung zu linker GesellschaŌ spoliƟ k, nicht im Sinne einer rein strategischen 
Zusammenarbeit mit dem beschränkten Ziel von in Prozentzahlen gemes-
senen Wahlerfolgen. Dabei wurde deutlich, dass die PerspekƟ ve auf einen 
wirklichen PoliƟ kwechsel mehr beinhalten muss als gemeinsame relevante 
Projekte, die Augenhöhe unter den Parteien und einen »guten Draht« zwi-
schen den parteipoliƟ schen Führungsfi guren. Echtes Crossover muss nicht 
nur auf der To-Do-Liste derjenigen stehen, die in den beteiligten Parteien 
jetzt und in ZukunŌ  SchlüsselposiƟ onen einnehmen, sondern fällt in eine 
Zeit, in der die gesellschaŌ liche Linke zerspliƩ ert ist. Die Bildung eines trag-
fähigen rot-rot-grünen Bündnisses mit realpoliƟ scher Durchsetzungsper-
spekƟ ve braucht daher qualitaƟ ve Veränderungsprozesse in einer ganzen 
Reihe von Handlungsfeldern. Die Dimensionen solcher Prozesse verändern 
dabei auch die Akteur_innen eines rot-rot-grünen TransformaƟ onsprojektes 
selbst und ebenso die Formen des poliƟ schen Umgangs miteinander, die 
so umgeschrieben werden müssten, dass emanzipatorische PoliƟ ken über-
haupt die Chance auf Umsetzbarkeit erhalten.

Was das für Akteur_innen innerhalb der Parteien heißt, diskuƟ eren An-
drea YpsilanƟ  und Astrid Rothe-Beinlich im folgenden Interview – erstere 
auf Basis der sozialdemokraƟ schen Erfahrungen der hessischen Landtags-
wahlen 2008 und der folgenden Jahre, letztere vor dem Hintergrund der 
Landtagswahlen in Thüringen 2009 aus einer bündnisgrünen PerspekƟ ve.

ISM (Moritz Warnke): Landtagswahlen sind zwar verknüpŌ  mit der poli-
Ɵ schen LandschaŌ  im Bund und inzwischen auch mit der PoliƟ k in der EU, ihr 
prägender Kontext sind jedoch die Bedingungen im jeweiligen Bundesland. 
Welche AusgangssituaƟ on würdet ihr 2008 bzw. 2009 beschreiben?

Andrea YpsilanƟ : Hessen war das erste Bundesland, in dem es eine rot-
grüne KoaliƟ on (unter Holger Börner)2 gegeben haƩ e. Spätere Protago-
nist_innen der rot-grünen Bundesregierung fanden hier ihr Laboratorium. 
Zwar waren 2008 keine der handelnden Personen aus der ersten rot-grü-
nen KoaliƟ on mehr in der SPD-FrakƟ on, aber das Verhältnis zwischen SPD 
und Grünen in Hessen war nach der gemeinsamen Regierungserfahrung 
sehr gut und über Jahre gewachsen. Mit einer rot-rot-grünen Regierung 

2  1984 bis 1987, die dann von einer CDU/FDP-Regierung zwischenzeitlich abgelöst 
wurde und unter Hans Eichel von 1991 an nochmals acht Jahre lang Hessen regierte.
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oder Tolerierung hingegen gab es in der hessischen PoliƟ k keinerlei Erfah-
rung. Eine KoaliƟ on zwischen SPD und Linkspartei in Westdeutschland war 
ein Tabuthema innerhalb der Bundes-SPD, was sich auch in Hessen nieder-
schlug. Man darf nicht die Auswirkungen der rot-grünen Bundesregierung 
und ihrer PoliƟ k, allen voran jene der Agenda 2010, übersehen: Hundert-
tausende SPD-Mitglieder traten aus der SPD aus und sie beförderten die 
Gründung der Linkspartei. Hessen war das erste Bundesland, in dem das 
spannungsreiche Verhältnis zwischen SPD und Linkspartei in diesem Kon-
fl ikt aufgebrochen wurde.

Astrid Rothe-Beinlich: Die Fragen nach möglichen KoaliƟ onsopƟ onen sind 
grundsätzlich geprägt von regionalen, länderspezifi schen Rahmenbedin-
gungen. Das zeigte sich in Thüringen natürlich auch dadurch, dass die Links-
partei – anders als in Hessen – deutlich etablierter war. Die Ausgangssitu-
aƟ on 2009 war für eine Linksregierung nicht schlecht. Über 15 Jahre haƩ e 
sich Mehltau über den DreifrakƟ onenlandtag3 gelegt. Sowohl medial als 
auch »auf der Straße« war der Wunsch nach einer Änderung spürbar. Von 
Beginn an war klar, dass ein Ende der Ära Althaus eine vierte Partei im Par-
lament benöƟ gte und aufgrund der Stärke der CDU bei gleichzeiƟ ger Schwä-
che der SPD nur in einer DreierkoaliƟ on möglich gewesen wäre.

Andrea YpsilanƟ : Die Notwendigkeit war in Hessen so nicht vermiƩ elbar. 
Zwar bestand ganz klar der Wunsch nach einem Ende der CDU-geführten Re-
gierung, aber die Linkspartei stellte ein Tabu dar, das die SPD nicht antasten 
konnte. Zwar wurde diese ProblemaƟ k in der Partei durchaus schon lange 
vor der Wahl themaƟ siert, wir kamen aber mehrheitlich zu der Auī assung, 
dass die Inhalte wichƟ ger seien als die Diskussion um ein Tabu-Thema. Im 
Rückblick muss man sagen, dass wir zu diesem frühen Zeitpunkt die mög-
liche Tragweite dieser Machƞ rage unterschätzt haben. Vielmehr konzen-
trierten wir uns auf das progressive Wahlprogramm und die sozialökolo-
gische und kulturelle Neuprofi lierung der hessischen SPD.

ISM: Die WechselsƟ mmung scheint beiden Wahlkämpfen gemein, die Bevöl-
kerungen den CDU-Regierungen überdrüssig. Mal etwas blöd gefragt: Fällt 
so eine SƟ mmung vom Himmel?

3 CDU, SPD und die Linke (vormals PDS)
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Astrid Rothe-Beinlich: Ganz sicher nicht! Und sie führt auch nicht allein 
dazu, dass die Menschen eine Regierung abwählen. Dank gemeinsamer 
parlamentarischer und außerparlamentarischer AkƟ vitäten wurden 2009 
inhaltliche SchniƩ mengen öī entlichkeitswirksam gezeigt, u.a. in Form von 
zwei gemeinsam und mit mehreren anderen Partner_innen (Kirche, Ge-
werkschaŌ en etc.) getragenen Volksbegehren, mit DemonstraƟ onen und 
Großveranstaltungen. Hinzu kam eine klar erkennbare gemeinsame Kam-
pagne gegen die AlleinherrschaŌ  der CDU, insbesondere gegen Minister-
präsident Althaus.

Das gemeinsame Ziel der Ablösung der CDU-Regierung war prägend und 
wurde in der Öī entlichkeit auch so wahrgenommen. Der Wahlkampf zur 
Landtagswahl 2009 war entsprechend ausgerichtet. Alle drei Parteien ver-
zichteten weitgehend auf Angriī e untereinander, man richtete sich auf den 
gemeinsamen Gegner, die Regierung Althaus, aus. Bereits im Wahlkampf 
wurde klar, dass eine mögliche Linksregierung nicht an inhaltlichen Fragen 
scheitern würde – letztlich zeigte sich ja dann auch, dass sich die entschei-
denden Konfl ikte um Personalfragen drehten, allen voran um die Frage, wer 
die MinisterpräsidentschaŌ  übernehmen würde.

Andrea YpsilanƟ : In Hessen gab es vor der Wahl keine Absprachen oder Ver-
handlungen zwischen SPD und Grünen – und mit der Linkspartei aufgrund 
der Ausgangslage sowieso nicht. Man wusste, dass es zwischen SPD und 
Grünen bei den konkreten Inhalten nur bezüglich der Verkehrsinfrastruk-
tur (z.B. Flughäfen, Straßenbau) Probleme gab. So kochte jede der beiden 
Parteien ihr eigenes Süppchen. Dennoch hat keine der drei Parteien einen 
personellen oder inhaltlichen NegaƟ vwahlkampf geführt, nicht einmal SPD 
und Linkspartei. Grüne und SPD haben dann, als sich abzeichnete, dass es 
eine reale Chance für die Regierungsübernahme gab, einen Lagerwahlkampf 
geführt. Es gab z.B. gemeinsame AuŌ riƩ e von Tarek Al-Wazir und mir.

ISM: Inhaltliche ÜbereinsƟ mmungen ließen sich also auch regional veran-
kert ausmachen – aber reicht das schon, um von einem gemeinsamen Pro-
jekt zu sprechen?

Andrea YpsilanƟ : Nein, denn es zeigte sich, dass niemand nach den stra-
tegischen Voraussetzungen einer linken Regierung – ob nun rot-grün oder 
rot-rot-grün – gefragt haƩ e. Die Erkenntnis, dass ein solches Projekt vor-
bereitet werden muss, haƩ en wir nicht. Das wäre auch bezogen auf das Ta-
buthema mit der Linkspartei gar nicht möglich gewesen. Es war den we-
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nigsten Beteiligten bekannt, dass es auf Bundesebene jahrelange informelle 
Vorbereitungen von Rot-Grün gegeben haƩ e. Wir haben unsere Wahlpro-
gramme angeschaut und gedacht, dass da nichts passieren kann, weil die 
kompaƟ bel waren, und man haƩ e ja die historische Erfahrung mit Rot-Grün 
in Hessen und im Bund. Die Vorbereitung eines gemeinsamen Projektes mit 
der Linkspartei stand gar nicht im Raum. In der aufgeheizten SƟ mmung des 
Wahlkampfs war noch nicht mal an Gespräche zu denken. Als dann nach 
der Wahl deutlich wurde, dass wir ohne eine Tolerierung der Linkspartei 
keine Regierung würden stellen können (von CDU und FDP trennte uns ein 
so Ɵ efer Graben, dass keine KoaliƟ onen möglich waren), begann eine ganz 
schwierige Diskussion – viel zu spät.

Astrid Rothe-Beinlich: Da waren wir in Thüringen eigentlich im Vorteil: Nach 
dem Wahlausgang 2009 gab es zwei OpƟ onen für eine Regierungsbildung: 
Rot-Rot mit oder ohne grüne Beteiligung und Schwarz-Rot. Rot-Rot ohne 
Grün wurde in den Medien kaum diskuƟ ert. Mit Gründen: SPD und Linke 
trauten einander nicht wirklich und plädierten daher beide für eine Dreier-
konstellaƟ on. In den rot-rot-grünen Sondierungsgesprächen musste aller-
dings aufgrund der zugespitzten SituaƟ on im Wahlkampf – sowohl Matschie 
als auch Ramelow waren als Ministerpräsidentenkandidaten ins Rennen ge-
gangen und die SPD haƩ e es abgelehnt, in eine KoaliƟ on unter einem lin-
ken Ministerpräsidenten einzutreten – vor dem EinsƟ eg in konkrete Koali-
Ɵ onsverhandlungen erst einmal geklärt werden, wer in dieser KonstellaƟ on 
den Ministerpräsidenten stellen würde. Trotzdem wurde die Entscheidung 
über diese Frage erst am Schluss der Sondierungen aufgerufen. Da BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN mit deutlichem Abstand der kleinste mögliche KoaliƟ -
onspartner war, gab es von unserer Seite keine personellen Vorschläge. Es 
zeigte sich ein reichlich absurdes Schauspiel. War es doch schwer zu erklä-
ren, warum ausgerechnet die SPD, die fast zehn Prozent hinter der Links-
partei lag, den Ministerpräsidenten stellen sollte. Doch die SPD beharrte 
auf ihrer PosiƟ on, da auch die Grünen nicht bereit waren, Bodo Ramelow 
zum Ministerpräsidenten zu wählen. Die Linkspartei haƩ e aber aufgrund 
ihres Wahlergebnisses den Anspruch auf diesen Posten erhoben. Es drohte 
ein schnelles Ende der Gespräche. Nach längerer Diskussion erklärte sich 
Bodo Ramelow schließlich bereit, auf die Kandidatur als Ministerpräsident 
zu verzichten, wenn auch Christoph Matschie dazu bereit sei. Matschie wil-
ligte (scheinbar) ein. Das Bündnis war zum Greifen nah.

ISM: Scheiterte es dann an konkreten Personen?
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Astrid Rothe-Beinlich: Nun ja, die thüringische SPD wollte sich auf kei-
nen Fall auf eine gemeinsame Personalsuche in einer paritäƟ sch besetzten 
Kommission vor Aufnahme der KoaliƟ onsverhandlungen einlassen, obwohl 
Grüne und Linke deutlich machten, dass sie einen SPD-Ministerpräsidenten 
oder eine MinisterpräsidenƟ n miƩ ragen würden. Die SPD versteiŌ e sich auf 
eine eigene Auswahl, die den beiden anderen Partnern dann nur im Ergebnis 
präsenƟ ert werden sollte. Die Verhandler_innen der SPD drängten darauf, 
dass sich Linkspartei und Grüne, bevor sie wissen, wen die SPD vorschlägt 
und noch vor den KoaliƟ onsverhandlungen, schriŌ lich auf einen SPD-Mi-
nisterpräsidenten festzulegen häƩ en. Das war – absehbar – weder für die 
Grünen noch für die Linkspartei tragbar. Die Sondierungsgespräche schei-
terten und die SPD sƟ eg unmiƩ elbar in KoaliƟ onsverhandlungen mit der 
CDU ein. Diese haƩ e nach der Wahl recht schnell ihren angeschlagenen Spit-
zenkandidaten Althaus entsorgt und nach kurzen innerparteilichen Quere-
len ChrisƟ ne Lieberknecht zur neuen Parteichefi n gewählt, die heute Mi-
nisterpräsidenƟ n ist.

ISM: Obwohl also im Wahlkampf noch alle Beteiligten von inhaltlichen Über-
einsƟ mmungen ausgingen, war dies keine ausreichende Basis mehr für ein 
Bündnis in Thüringen?

Astrid Rothe-Beinlich: Unübersehbar war, dass sich die SPD spätestens ab 
der vierten Sondierung bereits vom Vorhaben einer Linksregierung ver-
abschiedet haƩ e. Später wurde ein SPD-Papier verfasst, das die schlechte 
SƟ mmung bei den Sondierungen mit Linken und Grünen bemängelte, we-
nig inhaltliche Überschneidungen sah und vor allem der Linken massiven 
Vertrauensbruch vorwarf. Beim tatsächlichen Lesen der Sondierungspro-
tokolle und mit Blick auf die erfolgreich sondierten Inhalte ergibt sich aller-
dings ein deutlich anderes Bild. Medial in Erinnerung ist nach wie vor der 
Brombeercocktail, mit dem die CDU die SPD empfi ng, während mit Lin-
ken und GRÜNEN hart um Inhalte und die personelle Aufstellung gerun-
gen werden musste.

ISM: Noch einmal zu Hessen: Auch hier sahen wir eine sehr starke Perso-
nalisierung sowohl in deiner Person, Andrea, als auch im Fokus auf die vier 
Personen, die sich scheinbar im Alleingang über den Parteitagsbeschluss zur 
Bildung einer rot-grünen Regierung unter Tolerierung durch die Linkspartei 
hinwegsetzten. Dabei haƩ en doch oī ensichtlich unterschiedliche KräŌ e und 
Allianzen um Mehrheiten gerungen.

Gespräch über
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Andrea YpsilanƟ : In der SPD-Linken war klar, dass der Versuch einer ent-
sprechenden Regierungsbildung sehr riskant sein und bei einem möglichen 
Scheitern auf mich zurückfallen würde, dass meine Glaubwürdigkeit auf 
dem Spiel stand. Daher sahen wir drei Voraussetzungen als notwendig an, 
um von einer Tolerierung auch nur reden zu können: Die zentrale Voraus-
setzung war, dass die Partei uneingeschränkt dahinter stand. Um hierüber 
ein Meinungsbild von der Parteibasis zu bekommen, wurden mehrere Re-
gionalkonferenzen durchgeführt. Auf diesen erfuhr eine Tolerierung eine 
90prozenƟ ge ZusƟ mmung. Daneben war uns klar, dass wir auch durch eine 
Verankerung in der Partei keinen gesellschaŌ lichen Applaus ernten würden. 
Wir gingen davon aus, dass wir die große Skepsis gegenüber dieser Neuaus-
richtung nur durch fünf Jahre gutes Regieren häƩ en ausgleichen können. 
Da wir überzeugt waren, dies schaī en zu können, wagten wir den Versuch. 
Die driƩ e Voraussetzung war, dass es eine gesellschaŌ liche Unterstützung 
geben musste. GewerkschaŌ en und andere Akteur_innen, die vorher durch 
die gemeinsame Arbeit am Wahlprogramm intensiv beteiligt waren und 
eine hohe IdenƟ fi kaƟ on mit den Inhalten haƩ en, signalisierten ihre Unter-
stützung für ein Linksbündnis, die GewerkschaŌ en (außer der IG BCE) allen 
voran. So gab es z.B. sofort eine Betriebsrätekonferenz, auf der ich aufge-
fordert wurde, dafür zu sorgen, dass die Inhalte, für die die hessische SPD 
gewählt wurde, auch umgesetzt werden. Jedoch kochte die mediale SƟ m-
mung mit bewährten Kommunismusvorwürfen extrem schnell hoch, eine 
Unterscheidung zwischen Tolerierung und KoaliƟ on, wie sie später in Nord-
rhein-Wesƞ alen möglich sein sollte, zu kommunizieren, wurde unterbun-
den. In Folge dessen konnten sich die KräŌ e in Stellung bringen, die ein sol-
ches Bündnis ablehnten und denen das linke Programm ein Dorn im Auge 
war. Denn wenn wir es in Hessen mit einem solch linken Programm geschaŏ   
häƩ en, häƩ e das massive Auswirkungen auf den Bund gehabt, zumal sich 
andere Landesverbände sicher daran orienƟ ert häƩ en.

ISM: Um einmal zu versuchen, diese Erfahrungen zusammenzufassen: Ne-
ben den inhaltlichen und programmaƟ schen ÜbereinsƟ mmungen braucht 
es also auch Zeit, strategische Absprachen zu treī en und Vertrauen zu bil-
den – innerhalb wie außerhalb der Parteien?

Astrid Rothe-Beinlich: Sicherlich, und hier stellen die gemeinsamen Aus-
handlungen einen wichƟ gen Meilenstein im Verhältnis zwischen Linkspar-
tei und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dar – nicht nur in Thüringen. Beispiels-
weise spielten aufgrund der Erfahrungen und der SozialisaƟ on vieler Grüner 
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Mitglieder in der (OpposiƟ on der) DDR der Umgang mit der Vergangenheit 

und die Aufarbeitung auch in der ZukunŌ  eine entscheidende Rolle bereits 

zu Beginn der Sondierungen. Gemeinsam mit der Linkspartei wurde zu die-

sen Fragestellungen dann ein wichƟ ges gemeinsames Papier verfasst, das 

auch als ein zentraler Teil der Präambel eines möglichen KoaliƟ onsvertrags 

dienen sollte.

ISM: Aus Sicht der gesellschaŌ lichen Linken scheinen die Parteien andere 
mediale Räume zu haben, um ein Agendaseƫ  ng zu betreiben und ein ge-
meinsames poliƟ sches Projekt voranzutreiben. Gilt das auch noch in Wahl-
kämpfen bzw. in der Sonderungsphase danach?

Andrea YpsilanƟ : In Hessen gab es keine einzige Pressekonferenz – egal zu 

welchem Inhalt –, auf der der Umgang bzw. die mögliche Zusammenarbeit 

mit der Linken nicht themaƟ siert wurde. Die KoaliƟ ons- oder Bündnisfrage 

waren alleiniges Thema ohne Inhalt oder poliƟ sches Projekt. Es entstand 

der Eindruck, dass ein falsches Wort genügen würde, und die Presse würde 

die SPD vor der Wahl in Grund und Boden schreiben. Dies galt für die über-

wiegende Mehrheit der Presse. Denn selbst die linken ZeitschriŌ en, wie 

auch die taz, wollten schon vor der Wahl ein oī ensives Bekenntnis zu ei-

ner möglichen Zusammenarbeit, in Verkennung des Umstandes, dass dies 

innerhalb der SPD vor der Wahl aufgrund des Tabus nicht einmal themaƟ -
sierbar, geschweige denn mehrheitsfähig war. Die Befürworter_innen ei-

ner potenƟ ellen Tolerierung einer rot-grünen Regierung durch die Links-

partei sahen sich einer beständigen medialen Verunglimpfung ausgesetzt. 

Es ging um keinen einzigen Inhalt mehr.

Astrid Rothe-Beinlich: 2009 in Thüringen war das völlig anders. Die öī ent-

liche Meinung stand auf Regierungswechsel. Nach dem Wahlausgang 2009 

gab es zwei OpƟ onen für eine Regierungsbildung: Rot-Rot mit oder ohne 

grüner Beteiligung und Schwarz-Rot. Wie bereits erwähnt, wurde die Mög-

lichkeit Rot-Rot ohne Grün in den Medien kaum diskuƟ ert. Die Thüringer 

Leitmedien gaben die SƟ mmungslage gut wieder. EinseiƟ ger Hoł ournalis-

mus zugunsten der Landesregierung, wie es ihn vorher zu oŌ  gab, wurde 

zurückgedrängt. Hinzu kam ein unglaublich arrogantes Vorgehen der CDU 

im Wahlkampf. Fortan war nur noch die Rede vom »Tollhaus Althaus«.

ISM: Ihr habt beide schon betont, dass es Befürwortung und Zusammen-
arbeit mit gesellschaŌ lichen KräŌ en aus der ZivilgesellschaŌ  wie Gewerk-

Gespräch über
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schaŌ en, Verbänden und Kirchen gab. Wie wichƟ g schätzt ihr deren Rol-
len ein?

Andrea YpsilanƟ : Die SPD hat im Vorwahlkampf einen breiten gesellschaŌ -
lichen Diskussionsprozess organisiert. So wurde im Prozess der Ausarbei-

tung des SPD-Wahlprogramms fortwährend zwischen den verschiedenen 

Beteiligten innerhalb der Partei und den poliƟ schen Akteur_innen außer-

halb der Partei kommuniziert. Es fanden also Gespräche staƩ  mit Gewerk-

schaŌ en, MiƩ elstand, IHK, Umweltverbänden, Schüler_innenorganisaƟ -
onen, Kirchen und Sozialverbänden – und seit langer Zeit auch wieder: 

mit WissenschaŌ  und Kulturschaī enden. Es ist wichƟ g anzumerken, dass 

die se Gespräche im Vorfeld und während des gesamten Prozesses der Er-

stellung des Wahlprogramms staƪ  anden, damit deren Vorstellungen in 

den Diskurs einfl ießen konnten – vielleicht der erste, zarte Versuch eines 

»Crossover«. Am konkreten Beispiel dieses langwierigen Verständigungs-

prozesses wird deutlich: DemokraƟ e braucht Zeit. Wir haƩ en den Mut, sie 

uns zu nehmen. Der Vorteil für die Partei bestand darin, dass sich im Wahl-

kampf viele Gruppen beteiligten, weil sie auch am Zustandekommen des 

Programms beteiligt waren und sich damit idenƟ fi zierten. Nicht zuletzt des-

halb haben nach der Wahl dann diese Beteiligten auch vehement das Links-

bündnis eingefordert.

Astrid Rothe-Beinlich: Die außerparlamentarischen IniƟ aƟ ven in Thürin-

gen, mit denen Rot-Rot-Grün seit 2004 oŌ  zusammenwirkte, sahen der 

Ablösung der CDU als Regierungspartei entgegen. Von Umweltverbänden 

bis GewerkschaŌ en gab es keine wahrnehmbare PosiƟ on gegen Rot-Rot-

Grün – im Gegenteil. Das war auch ein Ergebnis der guten Zusammenar-

beit zwischen 2004 und 2009. In den Verwaltungen allerdings sah die Lage 

anders aus: 20 Jahre CDU-Regierung haƩ e natürlich in den FührungsposiƟ -
onen Spuren hinterlassen – die Parteibücher waren entsprechend sorƟ ert. 

In manchen Ministerien, insbesondere jenen, die zwischen 1994 und 1999 

rot geführt worden waren, gab es auch vereinzelt andere Beamt_innen – 

allerdings in der Unterzahl. Auf den unteren Ebenen war man oŌ  des SƟ ll-
stands unter Althaus müde. Auch in den Kommunen häƩ e man eine andere 

Regierung begrüßt. Unter Vogel und Althaus haƩ e man immer wieder um 

eine ordentliche Finanzierung ringen müssen und u.a. die Landesregierung 

2005 vor dem Landesverfassungsgericht verklagt und gewonnen.
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Andrea YpsilanƟ : Man darf den direkten Einfl uss der Machtblöcke nicht un-
terschätzen. So bedrängte uns in Hessen etwa die RWE, die einen neuen 
KohlekraŌ werksblock im Main-Kinzig-Kreis bauen wollte, unsere PosiƟ on 
zu überdenken. Hermann Scheer und ich machten ihnen jedoch klar, dass 
wir alles tun würden, um ihre Pläne zu verhindern. Es wäre blauäugig zu 
glauben, wir häƩ en keine gesellschaŌ lichen Gegner gehabt. Man denke nur 
an Wolfgang Clement, den Lobbyisten für Kohle und Atomenergie, der im 
Wahlkampf als SPD-Mitglied dazu aufrief, mich nicht zu wählen. Es gab di-
verse Gegenkampagnen, z.B. eine Flut von Leser_innenbriefen in Zeitungen. 
Es gab eine AnƟ -YpsilanƟ -Kampagne mit AuŅ lebern etc. Dafür muss man 
fi nanzielle Ressourcen haben.

Fazit aus der Diskussion in der Arbeitsgruppe

Im Anschluss an dieses Gespräch und die Diskussion in der Arbeitsgruppe 
lassen sich einige Handlungsfelder idenƟ fi zieren, deren Neugestaltung für 
den Anstoß eines Prozesses der Bildung eines tragfähigen rot-rot-grünen 
Bündnisses wichƟ g sind.

Will sich Rot-Rot-Grün als linkes gesellschaŌ spoliƟ sches Projekt etablie-
ren und Mehrheiten gewinnen, müssen – so eine zentrale Einsicht für das In-
sƟ tut Solidarische Moderne – solche Regierungsprojekte strategisch besser 
vorbereitet sein. Dabei geht es um mehr als belastbare MachtopƟ onen. Für 
einen PoliƟ kwechsel braucht es die Verständigung über ein gemeinsames 
Projekt und die geteilten Prozesse, die dahin führen; hier müssen strate-
gische Absprachen und Vertrauensbildung erarbeitet werden. Die handeln-
den Akteur_innen benöƟ gen dafür Zeit und Räume, um auf mehreren und 
unterschiedlichen Ebenen refl ekƟ eren, aufarbeiten und mit verschiedenen 
gesellschaŌ lichen KräŌ en zusammenarbeiten zu können. In diesem Prozess 
müssen auch Geschlechterrollen/-muster so aufgebrochen werden, dass 
eine andere poliƟ sche Kultur der gemeinsamen Auseinandersetzung auf 
Augenhöhe möglich ist. Ein neues Zusammenspiel zwischen poliƟ schen In-
sƟ tuƟ onen, Bewegungen und ZivilgesellschaŌ  könnte auch zu neuen Prak-
Ɵ ken und Verfahren des kriƟ schen Regierungsbegleitens führen. Parteien 
sind jedoch in sich selbst auch Aushandlungsorte poliƟ scher Diskurse, und 
in ihnen kristallisieren sich die gesellschaŌ lichen KräŌ everhältnisse.

Gespräch über
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Das gemeinsame Projekt 
Nimmt man die Ausführungen über ein verändertes PoliƟ kverständnis ernst, 
kann man ein rot-rot-grünes Projekt sicher nicht aus den Wahlprogrammen 
der drei Parteien nach Proporz und mit Quersumme berechnen. Gesell-
schaŌ liche TransformaƟ on im Sinne einer solidarischen Moderne ist mehr 
als eine möglichst reibungslose Zusammenarbeit von Parteien in Zweck-
bündnissen auf Zeit (=Regierung). Will man einem prozessorienƟ erten Po-
liƟ kbegriī  gerecht werden, treten jedoch unmiƩ elbar Schwierigkeiten auf: 
Einerseits soll er oī en sein, andererseits soll sichergestellt sein, dass das, 
was am Ende dabei herauskommt, eine emanzipatorische TransformaƟ on 
der GesellschaŌ  ist. Es besteht die Gefahr, dass eine inhaltliche Klärung, die 
das verhindern könnte, hinten angestellt und über Formelkompromisse hin-
weggeschoben wird. Ein solcher Mangel an inhaltlicher Auseinandersetzung 
würde zwangsläufi g Sollbruchstellen produzieren und früher oder später 
zum Scheitern des gemeinsamen Projekts führen. Bei allen KoaliƟ onsspie-
lereien und dem notwendigen Blick auf realisƟ sche MachtopƟ onen sollte 
die Diskussion von gemeinsamen, inhaltlichen Haltelinien stärker in den 
MiƩ elpunkt rücken. Ohne Suche nach und Arbeit an ihnen wird ein Trans-
formaƟ onsprojekt kaum die Substanz und Glaubwürdigkeit erhalten, die 
es braucht. Die inhaltliche BesƟ mmung eines rot-rot-grünen TransformaƟ -
onsprojektes steht jedoch noch weitgehend aus. Die Diskussionen darum 
sind vielfälƟ g und sie werden sogar teilweise schon mit interessanten poli-
Ɵ schen Praxen begleitet. Die insƟ tuƟ onalisierte PoliƟ k ist davon unbeleckt 
und verschließt sich arrogant diesen Praxen. Doch auch innerhalb der nicht 
insƟ tuƟ onalisierten PoliƟ k ist die Diskussion um gesellschaŌ liche Transfor-
maƟ on zerspliƩ ert. Deshalb muss weiter an einer gesellschaŌ lichen Praxis 
des Crossover gearbeitet werden.

Parteien, PoliƟ ker_innen und gesellschaŌ liche KräŌ e gemeinsam
An der Erarbeitung eines gemeinsamen Projektes nehmen Parteien und 
ParteipoliƟ ker_innen mit ihrer ganz eigenen Logik und ihren ganz eigenen 
Apparaten teil. Doch sie sind nicht die einzigen, die für ein solches Projekt 
benöƟ gt werden, denn wenn es darum geht, Diskurse zu verschieben und 
in der Öī entlichkeit breite ZusƟ mmung zu fi nden, geht es auch darum, ge-
sellschaŌ liche KräŌ e in den Crossover-Prozess einzubeziehen. Es ist ohnehin 
nicht einfach, einen gemeinsamen OpposiƟ onswahlkampf mit Regierungs-
perspekƟ ve zu organisieren. In seltenen Fällen gelingt es sogar, darüber eine 
»gesellschaŌ liche Mobilisierung« aus Verbänden, GewerkschaŌ en, (selten 
auch) Sozialen Bewegungen usw. zu iniƟ ieren. Die bisherigen Erfahrungen 
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(insbesondere in Hessen) werfen aber die Frage auf: Reicht es, den Staī el-
stab am Wahltag an »die PoliƟ k« zu übergeben? Der zeitliche Horizont für 
eine prozessorienƟ erte TransformaƟ on muss über die Zeiten von »heißen« 
Wahlkämpfen ausgedehnt werden. Rot-rot-grünes Crossover muss eigenen 
Zeitlichkeiten folgen und sich auf neue poliƟ sche Arrangements einlassen, 
in denen die parlamentarischen und außerparlamentarischen Akteur_innen 
anders relaƟ oniert sind. Diese Hürde scheint besonders hoch und bei der 
Frage, wie sie überwunden werden könnte, handelt es sich nicht nur um 
eine Denksportaufgabe für die »etablierte« PoliƟ k, sondern gerade auch 
für Bewegungen und GewerkschaŌ en. Die drei Parteien müssten sich dafür 
öī nen, ein solches kriƟ sches Regierungsbegleiten zu insƟ tuƟ onalisieren und 
zu ermöglichen. Das Erproben neuer Arrangements und dauerhaŌ er Koope-
raƟ ons- und Konfl iktstrukturen im Verhältnis zwischen insƟ tuƟ onalisierter 
PoliƟ k und Bewegung bzw. ZivilgesellschaŌ  ist vermutlich auf Länderebene 
leichter in Gang zu setzen und unbedingt erforderlich, um in absehbarer Zu-
kunŌ  auch im Bund zu linken Mehrheiten auf Augenhöhe zu kommen.

Rot-Grün-Rot auf Landesebene
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Anders als andere Institute, die von wenigen, finanzstarken Interessengrup-

pen getragen werden, zeichnet sich das Institut Solidarische Moderne auch

durch seine Unabhängigkeit aus. Werden auch Sie jetzt Mitglied des Instituts

Solidarische Moderne und damit Teil des Projekts.

Entweder schnell und einfach online: 

https://www.solidarische-moderne.de/de/topic/10.mitglied-werden.html

Oder Sie schicken den folgenden Antrag an die unten stehende Adresse.

Dresdener Str. 11 | 10999 Berlin | Tel: 030/ 21 46 98 03 | Fax: 03212/ 1 28 66 97 | E-Mail: info@solidarische-moderne.de

www.solidarische-moderne.de  |  www.facebook.com/solidarische.moderne  |  Twitter: @ism_e_v



Ich möchte Mitglied des Instituts Solidarische Moderne e.V. werden.

Name: ________________________________ Vorname: ____________________________

Straße/Nr.: ____________________________ PLZ/Ort: _____________________________

Telefon: _______________________________ Fax: _________________________________

E-Mail: _____________________________________________________________________

Tätigkeit: ________________________Organisation/Funktion:________________________

Ort/Datum: ____________________________Unterschrift: __________________________

Mitgliedsbeitrag 

O Ich zahle den Mitgliedsbeitrag von 8,33 pro Monat, das sind 100 € im Jahr.

O Ich habe kein oder nur ein geringes Erwerbseinkommen und zahle daher den ermäßig-

ten Mitgliedsbeitrag von 2,50 € pro Monat, das sind 30 € im Jahr.

O Ich möchte einen höheren Mitgliedsbeitrag zahlen, nämlich _________ € im Jahr.

Der Mitgliedsbeitrag wird jährlich erhoben.

Zahlungsmöglichkeiten

Wir bitten Sie um eine Einzugsermächtigung, weil dies unseren Verwaltungsaufwand er-
heblich verringert und uns mehr Zeit für die wirklich wichtigen Dinge verschafft. 

O Ich erkläre mich damit einverstanden, dass der Verein Institut Solidarische Moderne e.V. 

meinen Beitrag von folgendem Konto (nur für Konten in Deutschland) abbucht: 

KontoinhaberIn:  _________________________

Kto.-Nr.:   _______________________________

Bank:  __________________________________

BLZ: ___________________________________

Datum/Unterschrift: ______________________

O Ich überweise meinen Mitgliedsbeitrag auf folgendes Konto:

Institut Solidarische Moderne e.V.
Berliner Sparkasse
IBAN: DE76 1005 0000 6603 1790 14
BIC: BELADEBEXXX

Dresdener Str. 11 | 10999 Berlin | Tel: 030/ 21 46 98 03 | Fax: 03212/ 1 28 66 97 | E-Mail: info@solidarische-moderne.de

www.solidarische-moderne.de  |  www.facebook.com/solidarische.moderne  |  Twitter: @ism_e_v
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